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Liebe Leserin, lieber Leser ...

in Ihren Händen halten Sie den Beitrag des Fairen Handels zur Welthandelsdebatte. Das Forum Fairer 
Handel hat sich als Netzwerk der deutschen Organisationen und Akteure des Fairen Handels zum Ziel 
gesetzt, gemeinsame Forderungen gegenüber Politik und Handel durchzusetzen. Grundsätzlich enga-
giert sich der Faire Handel für mehr Gerechtigkeit im Welthandel, wobei er insbesondere politischen 
Einfluss zu Gunsten seiner Handelspartner im Süden ausüben möchte. 

Um als Fairer Handel verstärkt eine politische Stimme zu entwickeln, haben sich die 18 Mitgliedsorgani-
sationen des Forums Fairer Handel - darunter Fair-Handelsimporteure, die Siegelorganisation TransFair, 
der Weltladen-Dachverband, kirchliche Hilfswerke und andere im Fairen Handel aktive Organisationen 
- auf eine gemeinsame inhaltliche Basis für die zukünftige politische Arbeit geeinigt. 

Wir wünschen Ihnen eine anregende Lektüre und freuen uns auf Ihre Reaktion! 

Antje Edler
Koordinatorin (Forum Fairer Handel)



Fairer Handel und Welthandel.

Fairer Handel ist ökonomisch tragfähig, er verbessert die Lebensumstände der ProduzentInnen und för-
dert das Bewusstsein der KonsumentInnen für die Lebens- und Arbeitsbedingungen im Süden. Der Kauf 
fair gehandelter Produkte ist Konsum mit sozialem und ökologischem Mehrwert. Die Erfahrungen des 
Fairen Handels können wichtige Impulse für eine gerechte Welthandelspolitik geben, auch wenn Fairer 
Handel und Welthandelspolitik auf unterschiedlichen Ebenen ansetzen. Im Fairen Handel steht das Ver-
hältnis zwischen ProduzentInnen und KonsumentInnen im Vordergrund, während die Welthandelspoli-
tik die Beziehungen zwischen Staaten und Volkswirtschaften regelt.

Fair Handels-Organisationen aus den Industrieländern betreiben seit mehr als 30 Jahren Handel mit 
Produzenten- und Handelsorganisationen aus dem Süden. Ein Beispiel: Sie kaufen Kaffee von kleinbäu-
erlichen Betrieben und Genossenschaften zu Preisen, die über dem Weltmarktpreis liegen, um ihnen 
Perspektiven für bessere Lebensbedingungen zu eröffnen. Verkauft wird der Kaffee an KonsumentInnen 
im Norden, die ein Bewusstsein dafür entwickelt haben, dass hervorragende Qualität bei gleichzeitiger 
Sozial- und Umweltverträglichkeit nicht zu Niedrigst-Preisen zu haben ist. Und was bei Kaffee geht, ist 
auch bei anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen und bei handwerklichen Produkten möglich.

Neben der Zahlung eines fairen Preises bietet der Faire Handel den ProduzentInnen im Süden insbeson-
dere langfristige Handelsbeziehungen, Möglichkeiten der Vorfinanzierung und Unterstützung bei der 
Weiterentwicklung ihrer Produkte.   

Die  Erfahrungen zeigen, dass Fairer Handel  nicht nur die Lebensumstände der ProduzentInnen verbes-
sert, sondern auch ökonomisch tragfähig ist. Der Absatz fair gehandelter Produkte durch „Fair Handels-
Organisationen“, aber auch durch konventionelle Handelsunternehmen wächst stetig.

Eine wichtige Säule des Fairen Handels ist die Bildungsarbeit. Informationen über Produktionsbedin-
gungen, Märkte sowie Lebens- und Arbeitsbedingungen der Menschen im Süden fördern das Bewusst-
sein dafür, dass der Kauf von fair gehandelten Produkten mit einem sozialen Mehrwert für globale 
Gerechtigkeit verbunden ist und motivieren zu entwicklungspolitischem Engagement. Entwicklungspo-
litische Kampagnen sind ein wichtiges Element, um - oftmals am Beispiel von spezifischen Produkten 
- gerechte Handelsbedingungen für die Menschen im Süden einzufordern. 

Zu den politischen Anliegen des Fairen Handels gehört auch, den globalen Handel insgesamt und die 
internationale Handelspolitik gerechter zu gestalten. 

Die 1995 geschaffene Welthandelsorganisation (WTO) spielt bei der Entwicklung der weltweiten Wirt-
schaftsbeziehungen eine zentrale Rolle. Sie regelt die Beziehungen zwischen einzelnen Ländern. Bei der 
WTO geht es um die Verbesserung von Marktzugang durch den Abbau von Zöllen und anderen Handels-
hemmnissen wie z. B. Einfuhrquoten und nationale Vorschriften in der Umwelt- und Gesundheitspolitik, 
die Auswirkungen auf den Handel haben können. 

Im Fairen Handel gibt es Grundsätze und Erfahrungen, die dazu beitragen können, den Welthandel 
gerechter zu gestalten. Hierzu gehören etwa die Menschenrechte als normativer Bezugspunkt, Umwelt- 
und Sozialstandards in der Warenproduktion, die Chancengerechtigkeit für schwächere Partner und 
eine demokratische Entscheidungsfindung bei den ProduzentInnen.



   

Die Forderungen des Fairen Handels
an die Welthandelspolitik

 1 Handel soll den Menschen dienen und muss daran gemessen werden, 
 was er zur Verwirklichung der Menschenrechte beiträgt. 

 2 Gleiche Regeln für ungleiche Partner sind ungerecht.

 3 Welthandelspreise müssen fairer werden.

 4 Schwächere Handelspartner brauchen Unterstützung beim Absatz
 ihrer Waren.

 5 Entwicklungsländer brauchen besondere Schutzmöglichkeiten für ihre 
 ProduzentInnen, damit sie im internationalen Wettbewerb bestehen können.

 6 Handelsregeln sollen soziale und ökologische Mindeststandards
 beachten.

 7 Unternehmen müssen in Produktion und Handel ihre soziale und
 ökologische Verantwortung wahrnehmen.

 8 Die ökonomische Globalisierung muss politische Gestaltungsfreiheit 
 zulassen.

 9 Die WTO muss demokratischer werden.



> Handel soll den Menschen dienen und muss
daran gemessen werden, was er zur Verwirk  -
lichung der Menschenrechte beiträgt.  > 

> Deshalb muss der Welthandel übergeordnete Ziele wie die Überwindung von Armut, ein menschen-
würdiges Leben für alle, die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Nutzung der natürlichen Ressourcen 
im Einklang mit dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung berücksichtigen. Der Faire Handel stellt 
diese Orientierung an den Menschen und ihren Rechten in das Zentrum seiner Vision eines gerechteren 
Welthandels und seiner Kritik an den vorherrschenden Handelsstrukturen.

Der Faire Handel stellt unter Beweis, dass der 
Welthandel unter bestimmten Rahmenbe-

dingungen einen Beitrag zur wirtschaftlichen 
Entwicklung insbesondere ärmerer Bevölkerungs-
gruppen leisten kann. Dazu gehört, dass in den 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen die be-
sondere Situation und die vielfältigen Schwierig-
keiten und Herausforderungen der wirtschaftlich 
schwächeren Ländern berücksichtigt werden. 
Zugleich müssen in den Ländern des Südens 
die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, 
dass auch ärmere und kleinere ProduzentInnen 
Zugangsmöglichkeiten zu den internationalen 
Märkten erhalten und in angemessener Weise 
an den Einkünften aus dem Export ihrer Waren 
beteiligt werden. 

Die Liberalisierung des Welthandels als Kern der 
ökonomischen Globalisierung ist zu Recht in die 
Kritik geraten. Ein „freier“ Handel, der möglichst 
wenig staatlichen Regulierungen unterliegt, be -
günstigt die stärkeren Handelspartner und be-
nachteiligt die schwächeren. Das Gleiche gilt für 
einen ungezügelten globalen Wettbewerb, der 
sich vielfach an den niedrigsten Verkaufspreisen 
ohne Rücksicht auf die sozialen und ökologi-
schen Kosten der Produktion orientiert. Zudem 
ist die rasante Zunahme der globalen Warenströ-
me und der damit verbundene Energieeinsatz 
auch ökologisch bedenklich.

Deshalb setzt der Faire Handel die Leitbilder der 
sozialen Gerechtigkeit und der ökologischen 
Nachhaltigkeit gegen das dominante Leitbild der 
ökonomischen Liberalisierung, d. h. die mög-
lichst weitgehende Abschaffung aller Handels-
schranken. 

Soziale Gerechtigkeit im internationalen Maß-
stab muss sich heute an den Menschenrechten
orientieren. Der Welthandel muss deshalb die 
Menschenrechte auf Nahrung und Wasser, Ge-
sundheit, Bildung, menschenwürdige Arbeitsbe-
dingungen, Organisations- und Verhandlungs-
freiheit respektieren.

Im Konfliktfall muss der Durchsetzung dieser und 
anderer Menschenrechte Vorrang vor Regelun-
gen durch die WTO eingeräumt werden. Im Inte-
resse der Lebensmöglichkeiten aller Menschen 
auf unserer Erde und der kommenden Genera-
tionen müssen die Welthandelsregeln an dem 
Grundkonzept der „nachhaltigen Entwicklung“ 
orientiert sein. 

Bisher hat die WTO die sozialen und ökologi-
schen Folgen der Liberalisierung des Welthandels 
kaum in den Blick genommen. Beide Dimensio-
nen sollten jedoch sowohl bei der Bewertung 
nationaler Handelspolitiken durch die WTO als 
auch bei der Einschätzung der voraussichtlichen 
Wirkungen neuer Handelsregeln eine wichtige 
Rolle spielen.
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„... übergeordnete Ziele wie

die Überwindung von Armut, 

ein menschenwürdiges Leben 

für alle ...“



„... für eine Stärkung des Prinzips

der differenzierten und

bevorzugten Behandlung ...“

> Deshalb ist der Faire Handel kritisch gegenüber vielen Welthandelsregeln der WTO, die im Prinzip für 
alle Mitglieder in gleicher Weise gelten sollen. Der Faire Handel tritt stattdessen ein für eine Stärkung 
des Prinzips der differenzierten und bevorzugten Behandlung („Special and Differential Treatment“) 
von Entwicklungsländern in Bezug auf alle in der WTO verankerten Welthandelsregeln.

> Gleiche Regeln für ungleiche Partner
sind ungerecht.  >  

Der Faire Handel versteht sich selbst als „eine 
Handelspartnerschaft, die eine nachhaltige 

Entwicklung für ausgeschlossene und benachtei-
ligte ProduzentInnen anstrebt“ (Definition der 
internationalen Dachorganisationen des Fairen 
Handels). Allerdings wird es ihm in absehbarer 
Zeit wohl kaum gelingen, alle benachteiligten 
und grundsätzlich förderungswürdigen Handels-
partner in den Entwicklungsländern einzube-
ziehen. Deshalb tritt der Faire Handel dafür ein, 
dass die Interessen insbesondere der ärmeren 
und schwächeren Entwicklungsländer im Regel-
werk der WTO durchgängig besonders berück-
sichtigt werden. 

Die grundlegenden Prinzipien des Freihandels, 
wie er von der WTO gefördert wird, sehen unter 
anderem vor, dass alle Mitgliedsstaaten, egal ob 
reich oder arm, sowie aus- und inländische Un-

ternehmen gleich behandelt werden müssen.  
Doch die Möglichkeiten der verschiedenen Län-
der und Unternehmen, die Chancen des Freihan-
dels wahrzunehmen, sind extrem unterschied-
lich.

Deshalb muss die differenzierte Berücksichtigung 
von individuellen nationalen Entwicklungsanlie-
gen und -interessen („Special and Differential 
Treatment“) ein Leitprinzip der Welthandelsre-
geln werden, wenn der Welthandel tatsächlich 
zur Reduzierung globaler Armut beitragen und 
nicht einseitig den Interessen der wirtschaftlich 
Starken dienen soll.
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> Deshalb setzt sich der Faire Handel für Preise und Löhne in Entwicklungsländern ein, die benachteilig-
ten KleinproduzentInnen und ArbeitnehmerInnen ein ausreichendes Einkommen sichern. Ein Element der 
Strategie besteht darin, „faire Preise“ zu zahlen. Er weist mit diesen Preisen darauf hin, dass die Einhal-
tung von Umwelt- und Sozialstandards in der Warenproduktion vom Norden „bezahlt“ werden muss. 

Der freie, d.h. ungezügelte globale Wett-
bewerb führt dazu, dass ProduzentInnen 

und ArbeitnehmerInnen weltweit einem harten 
Konkurrenzkampf ausgesetzt sind. Nur die billig-
sten Anbieter können auf dem Markt bestehen. 
Die daraus resultierenden Weltmarktpreise für 
wichtige Exportgüter und Dienstleistungen von 
Entwicklungsländern liegen häufig so niedrig, 
dass sie ihren ProduzentInnen kein menschen-
würdiges Leben ermöglichen. Sie berücksichtigen 
weder die realen Produktionskosten noch die 
Lebenssituation breiter Bevölkerungsgruppen in 
den Ländern des Südens. Im nachfrageorientier-
ten weltweiten Kampf um Niedrigstpreise erhal-
ten jene Anbieter den Zuschlag, deren Produkti-
onskosten am niedrigsten sind. Das begünstigt 
die Entstehung  von Löhnen unter dem Existenz-
minimum, gesundheitsgefährdenden Arbeitsbe-
dingungen und umweltschädlichen Produktions-
methoden. Dieser ruinöse Wettbewerb führt zu 
sozialen und ökologischen Folgekosten, die die 
Allgemeinheit und zukünftige Generationen zu 
tragen haben.

Faire Rahmenbedingungen für den Welthandel 
müssten umfassen:  

> Welthandelsregeln, die Entwicklungsländer 
nicht länger benachteiligen,
> eine weltweite effektive Durchsetzung von 
international vereinbarten Umweltnormen,
> gleicher Zugang aller Bevölkerungsgruppen zu 
Bildungseinrichtungen,
> eine weltweite effektive Durchsetzung der 
Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeits-
organisation der Vereinten Nationen (ILO), die zu 
den international anerkannten Menschenrechten 
zählen,
> gleicher Zugang aller Bevölkerungsgruppen zu 
staatlichen Dienstleistungen,
> der Schutz marginalisierter Gruppen vor der 
Willkür des Staates oder mächtiger Akteure im 
Inland wie zum Beispiel Großgrundbesitzer,
> ein Schutz vor stark schwankenden Rohstoff-
preisen.

Da es diese „fairen Rahmenbedingungen“ nicht 
gibt, zahlt der Faire Handel  „faire“ Preise an 
einzelne ProduzentInnen, die sich in ihrer Pro-
duktionsweise am Respekt der Menschenrech-
te und bestimmten sozialen und ökologischen 
Anforderungen orientieren. Der Faire Handel legt 
mit den „fairen“ Preisen ein besonderes Gewicht 
auf ein „empowerment“ der ProduzentInnen: 
Aufgrund der höheren Preise können sie Investi-
tionen in Weiterbildungsmaßnahmen, Infrastruk-
turinvestitionen, Qualitätsverbesserungen u.a. 
tätigen.

Dadurch werden sie „gestärkt“, ihre Abhängig-
keit von der bisherigen Produktionsweise wird 
verringert und ihre Möglichkeiten werden ver-
bessert, aus eigener Kraft am Weltmarkt teilzu-
haben. 

Der Faire Handel setzt sich neben der Zahlung 
„fairer“ Preise aber auch für die Verwirklichung 
fairer Rahmenbedingungen für den Welthandel 
ein, damit die Herstellung und der Verkauf von 
Waren den ProduzentInnen und ihren Familien 
ein menschenwürdiges Leben und die Erhaltung 
der Umwelt für die nachfolgenden Generationen 
ermöglichen. Preise sollen die realen Kosten der 
Produktion wiederspiegeln, soziale und ökologi-
sche Folgekosten sollen nicht auf die Allgemein-
heit abgewälzt werden.

> Welthandelspreise müssen fairer werden.  > 

„... Preise sollen die realen

Kosten der Produktion

wiederspiegeln ...“

> Gleiche Regeln für ungleiche Partner
sind ungerecht.  >  



„... eine Unterstützung von 

Kleinprodu zentInnen, damit diese 

die Chancen einer Beteiligung am

Welthandel nutzen können ...“

> Schwächere Handelspartner brauchen Unter-
stützung beim Absatz ihrer Waren.  >  

> Deshalb tritt der Faire Handel dafür ein, den schwächeren Handelspartnern, wie etwa den am we-
nigsten entwickelten Ländern (Least Developed Countries), einen bevorzugten Zugang zu den Märkten 
der Industrieländer zu ermöglichen. Zugleich fordert der Faire Handel eine Unterstützung und Qualifi-
kation von Kleinproduzenten, damit diese die Chancen einer Beteiligung am Welthandel nutzen kön-
nen. Der Faire Handel unterstützt seine Handelspartner im Süden dabei, sich Absatzmärkte für ihre 
Waren in den Industrieländern, aber auch in ihren eigenen Ländern und Regionen zu erschließen. 

Internationaler Handel kann - so die Erfah-
rung des Fairen Handels - unter geeigneten 

Bedingungen einen Beitrag zur wirtschaftlichen 
Entwicklung „aus eigener Kraft“ leisten. Doch im 
Gegensatz zu ihrer Freihandels-Rhetorik schot-
ten die meisten Industriestaaten ihre Märkte 
durch hohe Zollmauern gerade gegen solche 
Produkte ab, bei denen die Entwicklungslän-
der einen Wettbewerbsvorteil haben, weil sie 
diese besonders preisgünstig herstellen können. 
Die Weiterverarbeitung von Rohstoffen in den 
Herkunftsländern selbst wird nach wie vor durch 
hohe Zölle für verarbeitete Waren behindert und 
entmutigt. Diese Politik steht in krassem Wider-
spruch zu den entwicklungspolitischen Zielen, in 
den Ländern des Südens stabile Volkswirtschaf-
ten aufzubauen und bessere Beschäftigungs-
möglichkeiten zu schaffen.

Neben den Zöllen spielen zunehmend auch ande-
re Handelshemmnisse wie etwa hygienische oder 
sicherheitstechnische Produktstandards sowie 
Industrienormen eine wachsende Rolle. Viele und 
vor allem ärmere Entwicklungsländer sind kaum 
in der Lage, diesen hohen Ansprüchen der Im-
portmärkte der Industrieländer zu genügen. 

Auch der Faire Handel verlangt von seinen 
Partnern die Einhaltung hoher Produktions- und 
Qualitätsstandards, unterstützt seine Handels-
partner aber zugleich bei der Einhaltung dieser 
Anforderungen.

Bevorzugte Handelsbedingungen für ärmere 
Entwicklungsländer (sog. Handelspräferenzen) 
können dazu beitragen, die Wettbewerbsposition 
von schwächeren Entwicklungsländern fairer zu 
gestalten. Dies belegen verschiedene Entwick-
lungsländer, die mit der Europäischen Union 
durch besondere Handelsverträge verbunden 
sind. Angesichts der weiteren Senkung der Zölle 
für viele Produkte könnten diese bevorzugten 
Handelsbedingungen für ärmere Entwicklungs-
länder an Bedeutung zu verlieren.

Deshalb kommt es entscheidend darauf an, den 
besonderen Förder- bzw. Unterstützungsbedarf 
dieser Länder in der Weltwirtschaft durch andere 
Maßnahmen sicher zu stellen.
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Die laufenden WTO-Verhandlungen über die 
Senkung der Importzölle für Industrieprodukte 
werden von vielen Entwicklungsländern mit gro-
ßer Sorge betrachtet. Die Folgen einer solchen 
Liberalisierungspolitik im Interesse der wettbe-
werbsstarken Unternehmen des Nordens wären 
eine Verdrängung lokaler Unternehmen aus dem 
heimischen Markt durch leistungsstärkere aus-
ländische Unternehmen und eine Zunahme von 
Arbeitslosigkeit und Armut. 

Außerdem würden viele Entwicklungsländer 
durch eine substanzielle Senkung der Importzölle 
eine bedeutsame Einnahmequelle des Staates 
verlieren und dadurch die Möglichkeiten einge-
schränkt, öffentliche Dienstleistungen wie Ge-
sundheits- und Bildungssysteme zu finanzieren.
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„... gegen die vielfach über-

mächtige Konkurrenz aus den

Industrieländern ...“

> Deshalb fordert der Faire Handel wirksame Möglichkeiten für Entwicklungsländer, ihre Landwirt-
schaft und Industrie durch Zölle und andere Marktzugangsregeln gegen die vielfach übermächtige 
Konkurrenz aus den Industrieländern zu schützen. Ein wichtiger Aspekt dabei ist der Schutz der Rechte 
der Bauern auf Austausch von Saatgut und dessen Wiederaussaat, die nicht durch die Ausweitung des 
internationalen Patentrechts beeinträchtigt werden dürfen.

Eine weitergehende Liberalisierung des Welt-
marktes, wie sie von vielen Regierungen 

insbesondere der Industrieländer in der WTO 
angestrebt wird, gefährdet oftmals die Voraus-
setzungen für eine nachhaltige Entwicklung in 
ärmeren Ländern. Importliberalisierungen für 
landwirtschaftliche Produkte aus dem Norden 
haben vielerorts bereits die lokale Landwirt-
schaft in Bedrängnis gebracht und damit die 
Ernährungssicherheit untergraben. 

Gefahren für die zumeist kleinbäuerliche Land-
wirtschaft drohen auch durch die zunehmende
Kommerzialisierung und Patentierung von Saat-
gut. Durch WTO-Recht  wie das Abkommen über 
geistige Eigentumsrechte (Trade Related Intellec-
tual Property Rights) werden die kommerziellen 
Interessen internationaler Saatgut- und Gen-
technologie-Konzerne gefördert. Das führt zum 
Beispiel dazu, dass Bauern für die Nutzung von 
vielfach nur geringfügig verändertem Saatgut 
bezahlen müssen. Das überfordert die finanzi-
ellen Möglichkeiten vieler kleinbäuerlicher Be-
triebe und widerspricht der Jahrtausende alten 
Praxis, Saatgut kostenlos zu nutzen, es unein-
geschränkt wieder auszusäen und an andere 
weiter zu geben.

> Entwicklungsländer brauchen besonderen 
Schutz  für ihre ProduzentInnen, damit sie im in-
ternationalen Wettbewerb bestehen können.  > 



> Deshalb haben Produkte, die unter ausbeuterischen oder umweltschädlichen Bedingungen herge-
stellt werden, im Fairen Handel keinen Platz. Bei den WTO-Verhandlungen spielen soziale Aspekte der 
Produktion allerdings keine, ökologische Aspekte bestenfalls eine untergeordnete Rolle. Der Faire
Handel fordert, Handelsabkommen internationalen Umwelt- und Menschenrechtsabkommen unter-
zuordnen.

Umwelt- und Sozialstandards sind grund-
legende Kennzeichen des Fairen Handels. 

Schließlich ist das vorrangige Ziel des Fairen 
Handels nicht wirtschaftliches Gewinnstreben.
Er will vielmehr dazu beitragen, im Süden men-
schenwürdige Arbeitsbedingungen zu schaffen, 
die Einkommen von Kleinproduzenten zu verbes-
sern und die Umwelt zu schützen. 

Während daher für den Fairen Handel die Pro-
duktionsmethoden von  grundsätzlicher Be-
deutung sind, spielen sie für die WTO-Regeln 
faktisch keine Rolle. Das führt dazu, dass die 
WTO den Mitgliedsstaaten verbietet, Produkte 
unterschiedlich zu behandeln, weil sie in unter-
schiedlicher Weise produziert wurden. Vielmehr 
müssen - gemäß dem WTO-Recht - gleichartige 
Produkte gleich behandelt werden. Das bedeu-
tet, dass ein nach fairen Bedingungen hergestell-
tes Produkt den gleichen Regeln unterliegt wie 
ein Produkt, das zum Beispiel durch die Ausbeu-
tung von ArbeiterInnen hergestellt wurde. 

Aus Sicht des Fairen Handels müssen die WTO-
Regeln:
 
> die Konventionen der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO) berücksichtigen, wonach 
zum Beispiel ausbeuterische Kinderarbeit nicht 
erlaubt ist und grundlegende Arbeiterrechte zu 
respektieren sind,
> Regierungen ermöglichen, den Handel mit Pro-
dukten, die die Ziele und Regeln internationaler 
Umweltabkommen verletzen bzw. auf der Basis 
von Biopiraterie, also der unerlaubten Nutzung 
genetischer Ressourcen, hergestellt werden, zu 
verhindern, 
> erlauben, dass genetisch veränderte Lebens-
mittel (Genfood) nicht mit konventionellen 
oder gar biologisch hergestellten Lebensmitteln 
gleichgesetzt werden müssen. 

Der Faire Handel fordert darüber hinaus, dass 
bei Handelsstreitigkeiten die Ziele und Regeln 
internationaler Menschenrechts- und Umwelt-
abkommen nicht nur beachtet werden, sondern 
im Konfliktfall Vorrang vor den Handelsregeln 
erhalten. Wo Konflikte zwischen Umwelt- und 
Menschenrechtsabkommen auf der einen und 
Handelsregeln auf der anderen Seite sichtbar 
werden, müssen die Handelsregeln so angepasst 
werden, dass sie den Bestimmungen der Um-
welt- und Menschenrechtsabkommen dienen.
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„... fordert, Handelsabkommen

inter nationalen Umwelt- und

Menschenrechtsabkommen

unterzuordnen ...“

> Handelsregeln sollen soziale
und ökologische Mindest  standards
beachten.  > 
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> Deshalb muss der Welthandel übergeordnete Ziele wie die Überwindung von Armut, ein menschen-
würdiges Leben für alle, die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Nutzung der natürlichen Ressourcen 
im Einklang mit dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung berücksichtigen. Der Faire Handel stellt 
diese Orientierung an den Menschen und ihren Rechten in das Zentrum seiner Vision eines gerechteren 
Welthandels und seiner Kritik an den vorherrschenden Handelsstrukturen.

Mit der Globalisierung wächst der internatio-
nale Wettbewerb zwischen Unternehmen. 

Damit einher geht nicht selten eine Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen. Der Faire Handel 
hat soziale und ökologische Standards entwi-
ckelt, die in der Produktion eingehalten werden. 
Über Jahrzehnte hat er damit bewiesen, dass 
es möglich ist, sozial- und umweltverträglich zu 
produzieren und Armut zu bekämpfen. 

Nichtregierungsorganisationen (NGOs), Ge-
werkschaften und der Faire Handel haben in den 
vergangenen Jahren öffentlich auf soziale Miss-
stände in der Produktion in Entwicklungs- und 
Schwellenländern hingewiesen. Mit der Globali-
sierung wächst gleichzeitig in den Industrielän-
dern und mittlerweile auch in Schwellenländern 
auf Seiten der KonsumentInnen das Interesse an 
den Produktionsbedingungen. Immer mehr Ver-
braucherInnen unterstützen mit einer bewussten 
Kaufentscheidung Firmen, die ökologische und 
soziale Standards in ihrer Produktion einhalten 
und sich am Fairen Handel beteiligen.

Daraufhin haben einige Unternehmen eigene 
Richtlinien für ihr Verhalten entwickelt. Mit der 
Einführung sogenannter Verhaltenskodizes ge-

ben sich Unternehmen selbst Regeln, zu deren 
Einhaltung sie sich verpflichten. Sie sind aber 
kein Ersatz für Tarifverhandlungen, gesetzliche 
Regelungen oder verbindliche internationale 
Normen. 

Verhaltenskodizes sollten Mindestanforderun-
gen erfüllen. Dazu zählen die Kernarbeitsnormen 
der internationalen Arbeitsorganisation, die auf 
den UN-Menschenrechtskonventionen basieren. 
Verhaltenskodizes sollten unter anderem durch 
externe akkreditierte Zertifizierer kontrolliert und 
in Kooperation mit Gewerkschaften und NGOs 
umgesetzt werden.

„... Verhaltenskodizes

sollten Mindestanforderungen

erfüllen ...“

>  Unternehmen müssen in Produktion und
Handel ihre soziale und ökologische
Verantwortung wahrnehmen. > 
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> Deshalb setzt sich der Faire Handel für den Erhalt von politischen Gestaltungsmöglichkeiten auf
nationaler und regionaler Ebene ein.  Armutsbekämpfung darf nicht durch die Politik internationaler 
Organisationen wie der WTO eingeschränkt oder sogar unmöglich gemacht werden. Die Men -
schen müssen an Entscheidungen, die sie betreffen, beteiligt werden.  

Die Politik von Nationalstaaten ist nach wie 
vor für die wirtschaftliche und soziale Ent-

wicklung von großer Bedeutung. Die Länder, die 
Kredite beim Internationalen Währungsfonds 
und der Weltbank aufnehmen, müssen jedoch 
eine Vielzahl von Forderungen und Bedingun-
gen erfüllen, die immer komplexer werden. Die 
Anforderungen, die die WTO an ihre Mitglieder 
stellt, gehen in die gleiche Richtung: Liberali-
sierung des Außenhandels, Privatisierung von 
öffentlichen Unternehmen und Dienstleistungen 
und Deregulierung der nationalen Wirtschaft. 
Diese Vorgaben und Regelungen engen die Mög-
lichkeiten für nationale Entwicklungsstrategien 
ein. Der Versuch, alle Länder auf ein einheitli-
ches Entwicklungskonzept festzulegen, blendet 
nationale Besonderheiten aus und beeinträchtigt 
die Eigenanstrengungen sowie die Kreativität 
nationaler Akteure.

Der Faire Handel versucht, seine Partner im Sü-
den in ihrer Eigenverantwortlichkeit zu stärken 
und an Entscheidungsprozessen zu beteiligen. 
Daher setzt er sich dafür ein, dass die Länder des 
Südens in ihrer Verantwortung und in ihren Eigen-
anstrengungen zur Überwindung von Armut 
unterstützt werden. Die Länder benötigen hierfür 
eigenen politischen Gestaltungsspielraum.

Dazu gehört notwendigerweise auch die gesell-
schaftliche Teilhabe von benachteiligten Grup-
pen, für die sich der Faire Handel einsetzt. Diese 
Bevölkerungsgruppen haben es oft schwer, ihre 
Interessen angemessen in politische Entschei-
dungsprozesse einzubringen. Generell sollten 
politische Entscheidungen möglichst dezentral 
und basisnah getroffen werden. Denn nur so 
besteht die Möglichkeit, dass jene, die davon am 
stärksten betroffen sind, sich daran beteiligen 
können. 

„ ... die Menschen müssen an

Entscheidungen, die sie

betreffen, beteiligt werden ...“

> Die ökonomische Globalisierung muss politi-
sche Gestaltungsfreiheit zulassen.   > 
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> Deshalb fordert der Faire Handel eine angemessene, gleichberechtigte  Beteiligung der Entwicklungs-
länder an den WTO-Verhandlungen, eine adäquate Kontrolle durch die Parlamente und eine Politik der 
Regierungen, die eine breite gesellschaftliche Diskussion und Mitwirkung bei der Entscheidungsfindung 
ermöglicht.  

Die Beteiligung der ProduzentInnen an der 
Diskussion um Handelsbedingungen ist ein 

konstitutives Merkmal des Fairen Handels. Die 
Welthandelsorganisation behauptet von sich, 
eine demokratische Institution zu sein. Formal 
trifft dies durchaus zu. In der WTO hat jedes 
Land eine Stimme, Entscheidungen werden in der 
Regel nach dem Konsensprinzip gefällt. 

Die Praxis sieht jedoch anders aus. Viele Mit-
gliedsländer, insbesondere kleinere und ärmere 
Entwicklungsländer, können nicht gleichberech-
tigt an den Verhandlungen teilnehmen. Ange-
sichts der Vielzahl unterschiedlicher Verhand-
lungsthemen (Landwirtschaft, Industriezölle, 
Rechte an geistigem Eigentum, Dienstleistungen 
u.v.a.m.), der hohen Komplexität der Themen 
und Regelungen und der schwierigen Beurtei-
lung möglicher Auswirkungen sind viele Länder 
überfordert. 

Dagegen können reiche Staaten oder Zusam-
menschlüsse von Staaten wie die Europäische 
Union nicht nur auf hochkarätige ExpertInnen 
zurückgreifen. Sie können auch für jedes The-
ma mehrere VertreterInnen gleichzeitig in die 
Verhandlungsforen entsenden, wohingegen die 
personellen Kapazitäten der meisten Entwick-
lungsländer sehr begrenzt sind. 

Und oft stellen einige wenige Länder hinter den 
Kulissen die Weichen für die Verhandlungen und 
ihre Ergebnisse.

Damit die Entwicklungsländer besser als bislang 
ihre Interessen bei den Verhandlungen vertreten 
und durchsetzen können, ist eine Stärkung ihrer 
personellen und fachlichen Kapazitäten notwen-
dig (Capacity Building). Notwendig sind aber 
auch Reformen der WTO, um mehr Transparenz 
und gleichberechtigte Mitwirkungsmöglichkeiten 
zu schaffen. Außerdem können die Entwicklungs-

länder ihr zahlenmäßiges Gewicht besser in die 
Waagschale werfen, wenn sie enger zusammen-
arbeiten und sich untereinander abstimmen. 

Darüber hinaus müssen die nationalen Parla-
mente besser und wirksamer beteiligt werden. 
Vielfach werden die Verhandlungen von der Mi-
nisterialbürokratie geführt, ohne dass die Volks-
vertretungen Einfluss auf die Ziele oder Kontrolle 
über die Verhandlungen haben.

Der Deutsche Bundestag hat dieses Problem im 
Jahr 2003 mehrfach unterstrichen und von der 
Bundesregierung eine frühzeitige und umfassen-
de Unterrichtung angemahnt. Denn wenn auf in-
ternationaler Ebene bereits alle Vereinbarungen 
getroffen und die Verhandlungspakete geschnürt 
sind, ist es für eine wirkliche demokratische Kon-
trolle der Regierung durch das Parlament de facto 
bereits zu spät. Daher fordert der Faire Handel 
den Deutschen Bundestag auf, die deutsche 
Position in der EU und damit das EU-Mandat für 
die internationalen Verhandlungen regelmäßig 
zu überprüfen. Dies muss so frühzeitig gesche-
hen, dass die Forderungen und Vorstellungen 
des Parlaments die Regierungspositionen noch 
beeinflussen und bestimmen können. Verhand-
lungen von Welthandelsregeln sollten durch eine 
breite gesellschaftliche Diskussion begleitet wer-
den. Die Stimme der Betroffenen darf nicht wie 
bislang übergangen werden. 

„... fordert eine angemessene,

gleichberechtigte  Beteiligung

der Entwicklungsländer ...“

>  Die WTO muss demokratischer werden.  > 
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Forum Fairer Handel: Was wir tun ...

Das Forum Fairer Handel ist das Netzwerk der Organisationen und Akteure des Fairen Handels in Deutsch-
land. Ziel ist es, gemeinsame Forderungen gegenüber Politik und Handel durchzusetzen und eine stär-
kere Ausweitung des Fairen Handels zu erreichen. Die Zusammenarbeit im Forum Fairer Handel kon-
zentriert sich insbesondere auf die Bereiche: Bildungsarbeit, Monitoring, Advocacy und Kampagnen / 
Öffentlichkeitsarbeit.

Bildung
Der Faire Handel macht anhand von Waren aus den Ländern des Südens globale Zusammenhänge 
anschaulich und verständlich. Menschen sollen dazu ermutigt und befähigt werden, sich für verant-
wortungsbewussten Konsum und für eine Veränderung der politischen und wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen einzusetzen. Die Bildungsarbeit des Fairen Handels wird von vielen Akteuren getragen. Im 
Arbeitskreis Bildung des Forums Fairer Handel werden die einzelnen Aktivitäten abgestimmt.

Monitoring
Die Frage, welche Standards dem Fairen Handel zugrunde liegen und wie deren Einhaltung überprüft 
wird, ist für die Glaubwürdigkeit und damit für die Zukunft des Fairen Handels von essentieller Bedeu-
tung. Der Arbeitskreis Monitoring tauscht sich über neuere internationale Entwicklungen bei Monito-
ring und Zertifizierung aus. Er informiert über die Grundlagen des Fairen Handels und organisiert im 
Forum Fairer Handel Diskussionen über die Standards des Fairen Handels. 

Advocacy
Ziel des Fairen Handels ist, sich aktiv für mehr Gerechtigkeit im Welthandel einzusetzen. Das Forum 
Fairer Handel möchte politischen Einfluss zu Gunsten seiner Handelspartner im Süden ausüben. Der 
Arbeitskreis Advocacy erarbeitet politische Positionen in Abstimmung mit Akteuren der internationalen 
Fair Trade Advocacy Arbeit. Die Forderungen richten sich an die Politik und den konventionellen Handel. 
Ziel ist, den Fairen Handel in der Öffentlichkeit zu einem wahrnehmbaren politischen Instrument zu 
entwickeln.

Kampagnen / Öffentlichkeitsarbeit
Das Forum Fairer Handel schärft durch eine gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit das Profil des Fairen 
Handels. Die Mitglieder  arbeiten insbesondere bei der Kampagnenarbeit zusammen. Die gemeinsame 
Durchführung  der ersten Fairen Woche 2001 legte den Grundstein für die heutige Zusammenarbeit im 
Rahmen des Forums Fairer Handel. Die Organisation der Fairen Woche ist  Kernaufgabe des Arbeitskrei-
ses Kampagnen / Öffentlichkeitsarbeit . 
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